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Es gilt das gesprochene Wort.

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir haben gesundheitspolitisch bewegte und ereignisreiche Tage und Wochen hinter uns. Mit dem 
Kabinettsbeschluss zum Beitragsstabilisierungsgesetz sind letzte Woche die Inhalte des GKV-
Sparpaketes festgelegt worden.

Die letzten Änderungen am Sparpaket, die am vergangenen Mittwoch im Kabinett beschlossen 
worden sind, möchte ich hier noch einmal deutlich kritisieren. Einerseits werden die Steuerzuschüsse 
für die GKV dauerhaft um jährlich zwei Milliarden Euro gekürzt, um Haushaltslöcher zu stopfen. Auf 
der anderen Seite gibt es eine Anhebung der Bundesmittel zur Erstattung der Gesundheitskosten von 
Bürgergeldempfängern um einen Betrag, den man nur symbolisch nennen kann. Aus unserer Sicht 
ist das keine konsistente Politik. Ich habe das schon letzte Woche als Taschenspielertrick auf Kosten 
der Beitragszahlenden kritisiert. 

Bei aller Kritik an diesen gravierenden Änderungen auf den letzten Metern möchte ich hier aber 
auch noch einmal festhalten: Wir finden es sehr gut, dass Gesundheitsministerin Nina Warken mit 
diesem Gesetz den Einstieg in eine einnahmeorientierte Ausgabenpolitik markiert hat. Der Grund-
satz, dass die Ausgaben nicht stärker steigen dürfen als die Einnahmen den Beiträgen der Versicher-
ten und Arbeitgeber ist besonders wichtig für den Krankenhausbereich, über den wir heute sprechen. 

Mit dem GKV-Sparpaket gibt es eine aus unserer Sicht sehr positive Änderung bei der Vergütung der 
Krankenhäuser. Die Streichung der sogenannten Meistbegünstigungsklausel ist ein wichtiger Schritt. 
Damit wird die derzeitige, nicht refinanzierbare Regelung zur Steigerung der Krankenhauspreise 
künftig nicht mehr gelten. Das wird den Ausgabenanstieg im Krankenhaus deutlich begrenzen.

Leider gab es hier zuletzt aber auch noch eine Abschwächung. So sollen im Krankenhausbereich die 
darüberhinausgehenden Tarifsteigerungen auch weiterhin zu 50 Prozent berücksichtigt werden. Das 
wird den Einspar-Effekt dieser Maßnahme wieder deutlich abschwächen und ist eine Abkehr von der 
einnahmeorientierten Ausgabepolitik.
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Eine wichtige Änderung gibt es auch beim Pflegebudget, das ganz wesentlich zu den enormen 
Ausgabensteigerungen bei den Krankenhäusern beigetragen hat. Seit 2020 können die Kliniken die 
Kosten für das Pflegepersonal einfach an die Krankenkassen weitergeben. Dieses Selbstkostende-
ckungsprinzip hat nach den Analysen des Wissenschaftlichen Instituts der AOK die Ausgaben für die 
Krankenkassen massiv in die Höhe getrieben, während die erhofften Versorgungseffekte unklar 
geblieben sind. So sind nach der WIdO-Analyse zum Beispiel die Pflegepersonal-Untergrenzen trotz 
des politisch gewünschten Personalaufwuchses in den Krankenhäusern weiter zu häufig gerissen 
worden. Zudem sehen wir weitere Fehlentwicklungen durch das Pflegebudget, die Ihnen der Kollege 
David Scheller-Kreinsen gleich im Detail vorstellen wird. 

Vor diesem Hintergrund ist es gut, dass die Bundesregierung die Zuwächse beim Pflegebudget im 
Zuge des GKV-Sparpaketes begrenzen will. Dabei darf es aber nicht bleiben – perspektivisch muss 
das Pflegebudget durch ein anderes, besser geeignetes Vergütungssystem ersetzt werden. 

Unser Fokus liegt heute aber auf der Frage, wo wir aktuell bei der großen Krankenhausreform stehen. 
Ist die bisherige Gesetzgebung ausreichend, um die sich verschärfenden finanziellen und demografi-
schen Herausforderungen im stationären Bereich zu bewältigen? 

Um die Antwort gleich vorwegzunehmen: Aus unserer Sicht muss bei der Reform an vielen Stellen 
noch dringend nachgearbeitet werden. Diese Forderung können wir auch an Daten und Fakten fest-
machen. Denn ein wichtiger Teil der bundesweiten Reform ist in Nordrhein-Westfalen bereits vorweg-
genommen worden. Hier gelten bereits die sogenannten Leistungsgruppen, die wir von Anfang an 
befürwortet haben, weil sie eine Verknüpfung von Krankenhausplanung und Vergütung der Klinik 
ermöglichen.

Aus den ersten NRW-Ergebnissen können wir vor allem zwei Lehren ziehen: Wir müssen mehr tun, 
um die sogenannte Ambulantisierung – also die Verlagerung stationärer Leistungen in den ambulan-
ten Bereich – voranzubringen. Die aktuell geltende Krankenhausreform wird bei diesem Thema nicht 
viel erreichen können, das zeigen die ersten Auswertungen. Aber die Verlagerung von Krankenhaus-
behandlungen in den ambulanten Bereich ist dringend notwendig. Denn dort können Patientinnen 
und Patienten bei gleicher Qualität zu geringeren Kosten für die Versichertengemeinschaft behan-
delt werden. Andere Länder machen uns dies schon seit langer Zeit vor: Hier werden viel mehr Opera-
tionen und Behandlungen ambulant durchgeführt als in Deutschland. Das heißt übrigens nicht, 
dass alle diese Behandlungen in den vertragsärztlichen Bereich verlagert werden müssen, denn 
auch Krankenhäuser können ambulante Behandlungen durchführen.

Die zweite Lehre aus den Analysen des Krankenhaus-Reports ist: Die neu eingeführten Leistungs-
gruppen können wirken, wenn sie in den Ländern aktiv für ihre Krankenhausplanung genutzt werden 
– ohne Hintertüren oder Ausnahmen für Kliniken, die die Qualitätsvorgaben nicht erfüllen. Dies dient 
nicht nur dem Schutz der Patientinnen und Patienten vor schlechter Qualität, sondern fördert auch 
den sinnvollen und nachhaltigen Einsatz unserer medizinischen Fachkräfte.
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Das große Reformziel der qualitätsorientierten Konzentration kann gelingen, wenn – wie in Nord-
rhein-Westfalen – der nötige politische Wille zur konsequenten Krankenhausplanung vorhanden ist. 
Die berüchtigte Gelegenheitsversorgung bei Eingriffen der Spezialversorgung ist hier deutlich redu-
ziert worden. Das ist eine gute Nachricht für die Patientensicherheit.

In vielen anderen Bundesländern steht dieser Prozess der qualitätsorientierten Konzentration von 
Operationen aber noch bevor. Wir befürchten, dass dieser notwendige Strukturwandel durch die 
zahlreichen Ausnahmeregelungen, die zuletzt mit dem Krankenhausreform-Anpassungsgesetz 
beschlossen worden sind, deutlich reduziert stattfinden wird. Dass solche Hintertüren auch genutzt 
werden, wenn sie einmal da sind, zeigt das Beispiel der Leistungsgruppen in der Schweiz, das uns 
Herr Prof. Geissler gleich vorstellen wird.

Letztlich sind viele – auch finanzielle – Probleme in der deutschen Krankenhauslandschaft entstan-
den, weil die meisten Bundesländer in den letzten Jahren die aktive Krankenhausplanung, die 
Gestaltung der Versorgungslandschaft und die entsprechende Finanzierung der Krankenhausmoder-
nisierung versäumt haben. Dadurch haben wir ineffiziente Strukturen, die nicht am Bedarf der Bevöl-
kerung ausgerichtet, sondern historisch gewachsen sind. Um das zu ändern, brauchen wir die Einfüh-
rung einer fallzahlunabhängigen und bedarfsorientiert ausgestalteten Vorhaltefinanzierung für die 
Krankenhäuser.

Bisher sieht die Krankenhausreform bei der Vorhaltefinanzierung aber weiter den Fallbezug vor. 
Daher wage ich die Prognose, dass das KHAG nicht das letzte Reformgesetz im Krankenhausbereich 
sein wird. Wir brauchen vor allem dringend die schnelle Beauftragung eines wissenschaftlichen 
Bedarfsbemessungsinstruments zur Bestimmung der Vorhaltebudgets, damit Planung und Finanzie-
rung künftig Hand in Hand gehen können.

Zum Schluss möchte ich auf die finanzielle Situation der Kliniken zu sprechen kommen. Die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft DKG hat ja im Anschluss an unsere Pressekonferenz ebenfalls zu einer 
Pressekonferenz eingeladen und verbreitet schon in der Einladung dazu Alarmstimmung. Sie verkün-
det, rund 80 Prozent der Kliniken schrieben inzwischen rote Zahlen. Die Lage werde sich durch das 
GKV-Sparpaket ab 2027 weiter verschärfen.

Dazu möchte die von der DKG letzte Woche selbst veröffentlichten Daten betrachten und die Fakten 
sprechen lassen. Laut des von der DKG versandten Gutachtens des Instituts für Health Care Busi-
ness hcb gab es von Juli 2022 bis Oktober 2024 insgesamt 61 Krankenhausinsolvenzen – und dies bei 
einer Gesamtzahl von knapp 1.900 Krankenhäusern in Deutschland. Fakt ist, dass Krankenhausin-
solvenzen nur in sehr seltenen Fällen zur Schließung einer Klinik führen. Die meisten Häuser nutzen 
das Insolvenzverfahren, um sich neu aufzustellen beziehungsweise neu auszurichten. Das macht zum 
Beispiel der jüngste Fall des DRK-Krankenhauses Saarlouis deutlich. Diese Klinik schließt die Sanie-
rung im Eigenverwaltungsverfahren ab – mit dem Ziel, das Haus dauerhaft wirtschaftlich stabil 
aufzustellen und die medizinischen Angebote weiterzuentwickeln.
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Außerdem zeigt das von der DKG versandte Gutachten, dass die Einnahmen der Krankenhäuser aus 
GKV-Mitteln in den letzten Jahren immer oberhalb der Inflationsrate lagen. Von einer Unterfinanzie-
rung der Krankenhäuser durch die GKV kann also keine Rede sein – zumal der Bund den Kliniken im 
Zuge der Corona-Pandemie und der Energiekrise laut Bundesrechnungshof auch noch zusätzliche 
Mittel in Höhe von fast 25 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt hat. 2025 und 2026 fließen außer-
dem noch insgesamt vier Milliarden Euro als sogenannte rückwirkende Investitionskosten-Beihilfe in 
Richtung der Krankenhäuser. Und die Ausgabensteigerungen durch die stetige Erhöhung des Pflege-
budgets sind ja schon angesprochen worden.

Zusammenfassend ist festzustellen: Es ist so viel Geld im System wie nie zuvor. Aber wir müssen es 
sinnvoller und gezielter einsetzen, um die Krankenhausversorgung auch in Zukunft zu sichern. Die 
stärkere Ambulantisierung von Behandlungen, die Ablösung des Pflegebudgets durch eine bessere 
Regelung zur Pflegefinanzierung sowie die Reform der Vorhaltefinanzierung sind dabei aus unserer 
Sicht die wichtigsten Punkte. 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit!
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